


den können. Erst im Februar dieses Jahres 
scheiterte auch das Volksbegehren „Keine 
neuen Tagebaue“ an diesem Quorum. 

Ich unterstütze das Anliegen des Vereins 
„Mehr Demokratie“ e.V. und gehöre deshalb 
zu den ErstunterzeichnerInnen des Aufrufs. 
Für mich ist es ein politisches Selbstver-
ständnis, diese Kampagne mit meiner Un-
terschrift zu unterstützen. Es ist an der Zeit 
die Bevölkerung der Bundesrepublik über 
Volksentscheide direkt an politischen Ent-
scheidungen auf allen Ebenen zu beteiligen. 
Der Aufruf und weitere Informationen sind 
im Internet unter http://bb.mehr-demokra-
tie.de/aufruf_brandenburg.html veröffent-
licht.  Unterschriftenlisten können herunter-
geladen werden. Es ist aber auch möglich, 
den Aufruf online zu unterzeichnen.

Menschen zwingen, eine fünfstöckige Villa 
zu kaufen, wenn sie lieber unter der Brücke 
schlafen. Für die Einen ist die Freiheit wie 
ein blühender Garten voller wunderbarer 
Früchte der Möglichkeiten. Für die Anderen 
ist sie wie eine Wüste – wohin sie sich auch 
wenden, die Verheißung der Freiheit bleibt 
für sie nur heiße Luft.

Denn formale Freiheit ohne die materielle 
Basis für ihren Gebrauch ist reale Unfrei-
heit. Millionen in unserem Land erfahren 
dies tagtäglich. Es kommt deshalb darauf 
an, das uralte Versprechen der Menschen-
rechte endlich einzufordern. „Freiheit ohne 
Gleichheit ist Ausbeutung, Gleichheit ohne 
Freiheit ist Unterdrückung“ (Rosa Luxem-
burg). Mit sozialen Grundrechten setzen wir 
den Kampf fort, für eine Welt ohne Ausbeu-
tung und ohne Unterdrückung.

fig widersprüchliche Antworten erhalten. Das 
muss endlich ein Ende haben.

 Der jetzt verabschiedete Einsetzungs-
beschluss des Untersuchungsausschusses 
besteht zu drei Vierteln aus dem  ursprüng-
lichen Antrag von Anfang März (Drucksache 
16/12130). Das hat uns darin bestärkt, dass 
wir von Anfang an die richtigen Fragen ge-
stellt haben. Und ehrlich gesagt: Solche Fra-
gen drängen sich jedem auf, der sich mit der 
HRE befasst.

abzuliefern. Sie weigert sich allerdings, dies 
zu tun. Die Durchsetzung der UN-Kinder-
rechtskonvention in Deutschland ist noch 
immer mangelhaft. Sie steht weiterhin un-
ter ausländerrechtlichem Vorbehalt, damit 
jugendliche Flüchtlinge wie Erwachsene 
in Abschiebehaft genommen werden kön-
nen und nicht der Schulpflicht unterliegen. 
Deshalb muss Deutschlands Vorbehaltser-
klärung zur UN-Kinderrechtskonvention zu-
rückgenommen werden. Schluss mit einer 
Politik, bei der minderjährige Flüchtlinge in 
Abschiebehaft genommen werden können. 
Die Kinderrechtskonvention der Vereinten 
Nationen schreibt explizit vor, zuerst das 
Kindeswohl zu beachten.

TNS Emnid fragte am 25. März 2009: Was halten 
Sie von der Forderung, einen Untersuchungsaus-
schuss des Bundestages einzusetzen, der klären 
soll, ob es bei der Übernahme der Milliarden-
Bürgschaften der Bundesregierung für die Bank 
HypoRealEstate fahrlässige Versäumnisse der 
Bundesregierung zum Nachteil der Steuerzahler 
gegeben hat?

Der Verein „Mehr Demokratie“ e.V. hat 
einen Aufruf für eine freie Unterschriften-
sammlung bei Volksbegehren in Branden-
burg gestartet. Zum Anliegen der Initiative 
erläutert Vorstandsmitglied Michael Efler: 
„Es ist ein Skandal, dass Bürgerinnen und 
Bürger in Brandenburg für eine Unterschrift 
unter ein Volksbegehren aufs Amt gezwun-
gen werden. Wir brauchen auch hier die 
freie Unterschriftensammlung auf der Stra-
ße, wie sie in den meisten Bundesländern 
– darunter allen ostdeutschen Ländern – 
längst Standard ist“.

In Brandenburg wurden seit 1992 acht 
Volksbegehren gestartet, keines schaffte es 
bis zum Volksentscheid. Dafür sind 80.000 
Unterstützungsunterschriften notwendig, 
die nur auf den Meldeämtern geleistet wer-

Seit einem Jahr arbeitet die Fraktion DIE 
LINKE. im Bundestag an einem umfassen-
den Katalog sozialer Grundrechte, die die 
Freiheitsrechte in der Verfassung ergänzen 
sollen.  In einer großen öffentlichen Anhö-
rung haben wir über die neuen Rechte (auf 
Arbeit, auf gerechten Lohn, auf soziale Si-
cherheit, auf Wohnen usw.) diskutiert. Wir 
sind zuversichtlich, eine breite gesellschaft-
liche Debatte auszulösen. An ihrem Ende 
wird die Erkenntnis stehen, dass Freiheit 
ohne Gleichheit blanker Zynismus ist.

Denn: Bei uns bestimmen die Bürgerin-
nen und Bürger selbst, ob sie mit der ei-
genen Yacht die Welt umsegeln oder lieber 
auf dem Balkon Urlaub machen. Es ist ihre 
freie Entscheidung, ob sie lieber ein Unter-
nehmen gründen oder schlecht bezahlte 
Leiharbeit annehmen. Niemand kann die 

Auf Antrag zunächst der Fraktion DIE LINKE, 
dann mit den Stimmen aller Oppositionsfraktio-
nen, wurde Ende März 2009 der Untersuchungs-
ausschuss zu den Missständen bei der Hypo Real 
Estate Holding (HRE) auf den Weg gebracht. 

Es soll untersucht werden, wie ehrlich die 
Bundesregierung gegenüber dem Parlament, 
den Wählern und Steuerzahlern war, als sie am 
29. September 2008 die erste Bürgschaft über 
27 Milliarden Euro an die HRE gab. Wusste 
Bundesfinanzminister Steinbrück von Anfang 
an, dass die HRE mittelfristig Finanzhilfen und 
Garantien in dreistelliger Milliardenhöhe brau-
chen würde? Wie konnte Steinbrück im Okto-
ber 2008 sagen, die irische Tochter Depfa der 
HRE könne von der deutschen Bankenaufsicht 
nicht geprüft werden, wenn seinem Ministeri-
um schon seit August ein solcher Prüfungsbe-
richt vorlag? Diese und viele weitere Fragen 
hat DIE LINKE seit dem ersten Rettungspaket 
im September 2008 wieder und wieder ge-
stellt, aber nur wenig befriedigende und häu-

Die Regierung hat bei der Umsetzung von 
Kinderrechten versagt. Die gestiegene Kin-
derarmut, das ungerechte Bildungssystem 
und die Diskriminierung von Flüchtlingskin-
dern belegen dies eindeutig.  Ich fordere 
endlich die Kinderrechte ins Grundgesetz 
aufzunehmen und für alle Kinder durch-
zusetzen. Kinderarmut kann durch eine 
bedarfsorientierte Kindergrundsicherung 
in die Geschichtsbücher verbannt werden. 
Chancengerechte Ganztagsschulen für alle 
Kinder vermeiden Diskriminierung im Bil-
dungssystem. 

Die Bundesregierung hat sich verpflichtet, 
bis zum 4. April 2009 den Bericht zum Stand 
der Umsetzung der Kinderrechtskonvention 
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Nun ist er da – der Untersuchungsausschuss. 

Regierung versagt bei Umsetzung von Kinderrechten

Mehr Informationen unter www.diana-golze.de. Schauen Sie mal rein! Mehr Informationen unter www.diana-golze.de. Schauen Sie mal rein!


